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die stellvertretende  
Fraktionsvorsitzende,  

Bundestagsfraktion  
Bündnis 90/Die Grünen 

ANJA HAJDUK

Ihre Partei fordert ein „gemein-
wohlorientiertes Eigentum“ als 

Grundlage einer „Gemeinwohlöko-
nomie“. Was genau verbirgt sich 

hinter diesen Begriffen? 

Wir unterstützen die Idee einer Ge-
meinwohlökonomie, die den Wert 
von wirtschaftlicher Aktivität für 
Mensch und Umwelt stärker in den 
Fokus rückt. Unternehmen müssen 
zwar ökonomisch entscheiden, aber 
dabei auch langfristige Kosten und 
Risiken einkalkulieren. Die Coro-
na-Krise hat gezeigt, dass eine rein 
an kurzfristigen ökonomischen Kri-
terien ausgerichtete Unternehmens-
politik die Resilienz untergräbt. Viele 
Unternehmen sind sich ihrer Verant-
wortung für ihr soziales Umfeld und 
die Erhaltung unserer natürlichen 
Lebensgrundlagen sehr bewusst. 
Eine Gemeinwohlökonomie will An-
reize setzen, um verantwortungs-
volles unternehmerisches Handeln 
zu belohnen. Ein Aspekt ist, in der 
Unternehmensbilanzierung die Aus-
wirkungen auf Menschenwürde, so-
ziale Gerechtigkeit oder ökologische 
Nachhaltigkeit sichtbar zu machen. 
Wir möchten dies fördern, indem in 
ausgewählten Bundesunternehmen 
Pilotprojekte zur Erprobung von 
Gemeinwohl-Bilanzen durchgeführt 
werden. 

In dem neuen Grundsatzprogramm
stechen Vorschläge hervor, Rendite 

auf Grund und Boden zu begren-
zen und weitergehend Grund 

und Boden in öffentliches oder 
gemeinwohlorientiertes Eigentum 

überführen zu wollen. Auch von 
Vergesellschaftung und Enteignung 
ist die Rede. Was haben Sie da vor? 

Wir sind für den Erhalt einer vielfälti-
gen Kulturlandschaft und Agrarstruk-
tur, in der auch bäuerliche Betriebe 
eine Chance haben. Regionale Be-
triebe übernehmen vor Ort Verant-
wortung und beleben den ländlichen 
Raum, Grund und Boden sind dafür 
unverzichtbar. Aktuell ist aber der 
Bodenmarkt von drastisch steigen-
den Kauf- und Pachtpreisen geprägt. 
Land wird zunehmend ein Spekula-
tions- und Anlageobjekt. Wir wollen 
eine breite Eigentumsstreuung er-
halten und den Erwerb von landwirt-
schaftlichen Flächen und Betrieben 
durch außerlandwirtschaftliche Ka-
pitalinvestoren verhindern. Der Staat 
soll jedoch nicht enteignen, sondern 
eine gerechte Verteilung fördern, 
indem beispielsweise ortsansässige 
Betriebe Vorrang beim Flächener-
werb haben. Wir wollen außerdem 
die doppelte Erhebung der Grunder-
werbsteuer beim Erwerb von Agrar-
flächen durch Landgesellschaften 
und beim Wiederverkauf an bäuer-
liche Betriebe abschaffen. Um spe-
kulative Share Deals mit Grund und 
Boden einzudämmen, müssen diese 
endlich effektiv besteuert werden.

Das Grundgesetz schützt das 
erworbene Eigentum. Bündnis 90/
Die Grünen wollen in ihrem neuen 
Grundsatzprogramm mehr: eine 

gleichere Verteilung von Eigentum. 
Eigentum für alle – wie wollen Sie 

das erreichen?

Ohne Recht auf Eigentum sind eine 
freiheitliche Gesellschaft und eine 
sozial-ökologische Marktwirtschaft 
nicht vorstellbar. Aus Eigentum er-
wächst jedoch auch Verantwortung. 
Für zahlreiche familiengeführte Be-
triebe, die in ihrer Region verwur-
zelt sind und schon heute an die 
nächste Generation denken, ist dies 
eine selbstverständliche Perspekti-
ve. Eine extreme Konzentration von 
Eigentum in den Händen Weniger 
schadet jedoch auf Dauer der De-
mokratie und der Marktwirtschaft. 
Wir möchten daher den Vermö-
gensaufbau verbreitern. Darum wol-
len wir Menschen unterstützen, die 
Unternehmen gründen. Auch ein 
starkes und faires Wettbewerbs-
recht für den Mittelstand ist hierfür 
essentiell. Im Vergleich zu anderen 
Industrieländern ist das Vermögen 
in Deutschland stark konzentriert, 
gleichzeitig werden Vermögen sehr 
gering besteuert. Daher wollen wir 
sehr hohe Vermögen stärker steu-
erlich beteiligen, Mitarbeiterbeteili-
gungen und den Vermögensaufbau 
von einkommensschwachen Grup-
pen besser fördern, und den Erwerb 
von Wohneigentum erleichtern. 


